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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Mick, Dr. Müller-Hermann, Dr. Schneider, 
Nordlohne, Dr. Prassler, Dr. Jahn (Münster) und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/3892 - 

betr. wohnungspolitische Maßnahmen in der Konjunkturförderung 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat mit Schreiben vom 7. August 1975 -L 1 -02 01 13-3/2- 
namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen des Ge- 
setzes über Investitionszuschüsse für Mietwohnungen, Genos- 
senschaftswohnungen und Wohnheime im sozialen Wohnungs- 
bau vom 19. Dezember 1974? 

Da die Investitionszuschüsse erst nach Fertigstellung beantragt 
und ausgezahlt werden und nicht als Finanzierungsmittel bei 
der Bewilligung öffentlicher Mittel in den Antragsunterlagen 
aufzuführen sind, läßt sich die Inanspruchnahme und die Aus- 
wirkung der Investitionszuschüsse für Mietwohnungen und 
Genossenschaftswohnungen gegenwärtig nicht abschließend be- 
urteilen. Nach ersten Auskünften der zuständigen Länderver- 
waltungen sind im Juni dieses Jahres noch in erheblichem 
Umfang zusätzliche Anträge auf Baugenehmigungen gestellt 
worden. 


2. Trifft es zu, daß die Bundesregierung für den Herbst 1975 
die Auflage eines Zweiten Konjunkturförderungsprogramms 
beabsichtigt? 

Wie die Bundesregierung mehrfach in der Öffentlichkeit erklärt 
hat, werden derzeit Erwägungen über ein Konjunkturstützungs- 
programm angestellt. Die Überlegungen sind noch nicht abge- 
schlossen. Entscheidungen über Art und Umfang möglicher 
Maßnahmen werden im Zusammenhang mit den Beratungen des 
Haushaltsplans 1976 gefällt. 
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3. Welcher Anteil der zur Verfügung stehenden Mittel soll zu 
Gunsten der Bauwirtschaft eingesetzt werden? 

Bei den Überlegungen der Bundesregierung spielen Maßnah- 
men zur Stützung der Beschäftigung in der Bauwirtschaft eine 
große Rolle. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, durch eine vorrangige Förde- 
rung des Baus von Eigenheimen und Eigentumswohnungen 
einen Beitrag zur Verbesserung der Wohnungssituation kinder- 
reicher Familien zu leisten? 

5. Ist die Bundesregierung darüber hinaus bereit, im Bereich des 
sozialen Mietwohnungsbaus solche Wohnungen vorrangig zu 
fördern, die nach Lage, Größe und Ausstattung den besonderen 
Anforderungen an Wohnraum für große Familien genügen? 

Entsprediend der Zielsetzung der Wohnungspolitik der Bundes- 
regierung werden zusätzliche öffentliche Mittel zur Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus vorrangig zur Eigentumsbildung 
privater Haushalte und zur Wohnungsversorgung kinderreicher 
Familien eingesetzt. 


2 



